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354 L1 Antragsteller: 

MIT Sachsen 

 

Ändere: 

 

„Wir wollen das GreenTechCluster weiter stärken 

und die Branche auch fit für neue Märkte im In- 
und Ausland machen." 
 

In: 

 

„Wir wollen die Branche als GreenTechCluster 
weiter stärken und auch fit für neue Märkte im 
In- und Ausland machen.“ 

 
Begründung: 

 

Es gibt bislang kein GreenTechCluster unter die-
sem Namen, daher ist die bisherige Formulierung 

unkorrekt. 
 

Annahme 

401ff. L2 Antragsteller: 

CDU-Stadtverband Bautzen 

 

Ändere: 

 

„Gezielte Zuwanderung und erfolgreiche In-
tegration sollen den demografischen Wandel 
gestalten und für unsere Wirtschaft qualifizierte 

Fachkräfte gewinnen.“ 
 
In: 

 

„Mit gezielter Zuwanderung und erfolgreicher 

Integration sollen für unsere Wirtschaft qualifi-
zierte Fachkräfte gewonnen werden.“ 
 

Begründung: 

 

Mit Zuwanderung allein kann der demografische 
Wandel nicht gestaltet werden. Dazu bedarf es 
weitaus mehr Maßnahmen. 

 
 
 

 
 
 

Annahme 
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447 L3 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 

Ersetze: 

 

„sauberer“ 

 
Durch: 

 

„sauber“ 

 
Begründung: 

 

Unsere Energie ist sauber, noch sauberer und 
kostengünstig geht nicht. 

 

Annahme 

460f. L4 Antragsteller: 

MIT Sachsen 

CDU-Stadtverband Colditz und 

 

Streiche den Satz: 

 

„Für die Sächsische Union ist die Absenkung der 
Ausbauziele im Freistaat ein Schritt in die richti-
ge Richtung.“ 

 
Begründung (MIT Landesverband Sachsen): 

 

Der Satz ist inhaltlich unnötig, da in den Vor- und 
Folgesätzen ausreichend auf die Erfordernis der 

Begrenzung des Ausbaus hingewiesen wird. Der 
zu streichende Satz könnte jedoch so interpre-
tiert werden, dass in der nächsten Legislaturpe-

riode in Sachsen die bereits durchgeführte Sen-
kung der Ausbauziele wiederholt bzw. weiterge-
führt wird, dass also aktuelle, bereits korrigierte 
Planungen des Freistaates keinen Bestand haben. 

Das scheint jedoch nicht die Intention dieses 
Satzes gewesen zu sein und würde die Glaubhaf-
tigkeit der sächsischen Politik unterhöhlen. 

 
 
 

 
 
 
 

 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

Ersetze „ist“ durch 

„war“: 

 

„Für die Sächsische Uni-
on war die Absenkung 
der Ausbauziele im Frei-

staat ein Schritt in die 
richtige Richtung.“ 
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462 L5 Antragsteller: 

Land-Union Sachsen 

 

Füge ein: 

 

„… den Ausbau begrenzen, die Festlegung eines 

sachsenweit einheitlichen und höhenabhängi-

gen Mindestabstandes von Windenergieanla-

gen zur Wohnbebauung sowie den regionalen 
Energiebedarf berücksichtigen…“ 

 
Begründung: 

 

Der Ausbau der Windenergie ist ein wesentlicher 
Eckpfeiler der Energiewende. Allerdings fehlt 

dafür zunehmend die Akzeptanz bei der Bevölke-
rung, da die Anlagen so nah an die Wohnbebau-
ung heran gebaut werden, dass Schattenwurf 

und Geräuschimmission die Lebensqualität stark 
mindern. 
 
Die Entwicklung der Windenergieanlagen (WEA) 

ist rasant. Wurden vor 20 Jahren noch Anlagen 
mit einer Höhe von ca. 60 m errichtet, sind mo-
derne Anlagen 200 m und höher. Bisher wurden 

jedoch die Abstände zur Wohnbebauung nicht 
entsprechend angepasst und sind in jedem Regi-
onalplanungsverband in Sachsen unterschiedlich. 

Aus diesem Grund ist es notwendig und sinnvoll 
die Abstände zwischen WEA und Wohnbebauung 
in Sachsen einheitlich und höhenabhängig fest-
zulegen. Dadurch wird der Ausbau nicht verhin-

dert und die Akzeptanz in der Bevölkerung er-
höht. 
 

Ablehnung 

 

 

 

466 L6 Antragsteller: 

CDU-Stadtverband Colditz 

 

Füge ein nach „Wärme einzusparen.“: 

 

„Dabei sollte besonderes Augenmerk auf die 

Weiterentwicklung von dezentralen Kraft-
Wärme-Anlagen gelegt werden.“ 
 
 

 
 
 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Dabei sollte besonderes 
Augenmerk auf die Wei-

terentwicklung von de-
zentralen Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen ge-

legt werden.“ 
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554 L7 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 

Ändere: 

 

„Smart Citys“ 

 
In: 

 

„Smart cities“ 

 
Begründung: 

 

Orthografie 
 

Annahme 

600 L8 Antragsteller: 

Antragskommission 

 

Ersetze: 

 

„Sachkunde“ 

 
Durch: 

 

„Sachunterricht“ 
 

Begründung: 

 

Redaktionelle Änderung; sachliche Korrektur 
 

Gemeinsame Behand-

lung mit Antrag L12 

 

 

Annahme 

623 L9 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 

Ersetze: 

 

„Niveau“ 
 

Durch: 

 

„Durchschnitt“ 
 
Begründung: 

 

Niveau stellt auf Qualität ab, sicher hier nicht 
gewollt, weil nicht messbar 
 
 

 

Annahme 
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653f. L10 Antragssteller: 

Antragskommission 

 

Ersetze: 

 

„bis hin zur Einführung eines Hauptschulab-

schlusses für Förderschüler mit Lernproblemen.“ 
 
Durch: 

 

„bis hin zur weiteren Qualifizierung des für För-
derschüler mit Lernproblemen möglichen Ab-
schlusses.“ 
 

Annahme 

689 L11 Antragsteller: 

Junge Union Sachsen & Niederschlesien 

 

Füge nach Z. 689 folgenden Absatz ein: 

 

„Wir setzen uns dafür ein, dem Leitgedanken der 

Subsidiarität stärker als bisher Rechnung zu tra-
gen, wenn es um Entscheidungen zu Personal, 
Budget und Bildungsplänen geht. Durch mehr 

Autonomie der Schulen in diesen Bereichen kön-
nen sich individuelle Bildungsprofile entwickeln. 
Dies begünstigt einen maßvollen, positiven 
Wettbewerb mit mehr Bildungsqualität. Konkret 

werden wir – als ersten Schritt in diese Richtung 
– in Modellschulen bis zu 10 Prozent des Etats 
einer Schule der Schulkonferenz als frei verfüg-

bares Budget zu überantworten.“ 
 
Begründung: 

 

ggf. mündlich 

 

Ablehnung 

 

 

 

757 L12 Antragsteller: 

Antragskommission 

 

Ersetze: 

 

„Sachkunde“ 
 
Durch: 

 

„Sachunterricht“ 

 
 

Gemeinsame Behand-

lung mit Antrag L8 

 

 

Annahme 
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Begründung: 

 

Redaktionelle Änderung; sachliche Korrektur 

 

1116 L13 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Leipzig-Stadt 

 

Füge nach „zu gewährleisten“ an: 

 

„Die Schwerpunktsetzung beim Einsatz der poli-

zeilichen Ressourcen und Kräfte muss sich an der 
Häufigkeit und Schwere der Delikte orientieren.“ 
 

Begründung: 

 

Die Ergänzung dient einer notwendigen Präzisie-
rung und Konkretisierung des vorangegangenen 
Satzes. 

 

Annahme 

1348 L14 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Bautzen und 

CDU-Verband Region Pulsnitz 

 

Füge Anstrich ein: 

 

 Wir werden eine moderne Krankenhausland-
schaft sicherstellen. 

 
Begründung: 

 

In Abschnitt 1401 bis 1405 ist präzise beschrie-
ben, wie sich die Krankenhauslandschaft im Frei-

staat Sachsen entwickeln soll. In dem zusammen-
fassenden Kästchen auf Seite 41 ist dieser Punkt 
aber nicht enthalten. Da die Krankenhausland-

schaft ein wesentlicher Bereich unseres Gesund-
heitswesens ist, muss diese Aussage unter den 
zusammengefassten Zielen stehen. 

 
 
 
 

 
 
 

 
 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Wir werden auch wei-

terhin eine moderne 
Krankenhauslandschaft 
sicherstellen.“ 
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1348 L15 Antragsteller: 

CDU-Ortsverband Leipzig-Südost 

 

Ändere: 

 

„Wir werden das Geriatriekonzept umsetzen.“ 

 
In: 

 

„Wir werden das Geriatriekonzept weiterentwi-

ckeln.“ 
 

Begründung: 

 

Das sächsische Geriatriekonzept wurde 2010 
vorgelegt, es sollte daher vor der Umsetzung 

aktualisiert werden. 
 

Gemeinsame Behand-

lung mit Antrag L17 

 

 

Annahme 

1376 L16 Antragsteller: 

CDA Sachsen 

 

Ersetze: 

 

„Die Erweiterung der Ausbildungsplatzkapazitä-
ten werden wir prüfen.“ 

 
Durch: 

 

„Bei den Zielvereinbarungsgesprächen mit den 
Universitäten wird sich eine CDU-geführte 

Staatsregierung für mehr Medizinstudienplätze 
für angehende Landärzte einsetzen.“ 
 

Begründung: 

 

Wir verfügen über eines der besten Gesundheits-
systeme der Welt – und das soll auch so bleiben. 
Die hausärztliche Versorgung muss aber langfris-

tig gesichert werden. Derzeit sind 280 Arztstel-
len in sächsischen Krankenhäusern vakant; laut 
Bedarfsplanung könnten sich noch 300 Ärzte 

(darunter 220 Hausärzte) in Sachsen niederlas-
sen, um den Bedarf der medizinischen Versor-
gung zu decken. Nach einer Untersuchung des 
Zentralinstituts für die kassenärztliche Versor-

gung in Deutschland werden bis zum Jahr 2025 in 
den drei mitteldeutschen Ländern 70 Prozent der 
hausärztlichen Praxis einen Nachfolger finden 

Ablehnung 
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müssen. 
Die Staatsregierung hat vor drei Jahren einen 

„Maßnahmenkatalog für eine bedarfsgerechte 
hausärztliche Versorgung in ländlichen Gebieten 
im Freistaat Sachsen“, ein 20-Punkte-Programm, 
auf den Weg gebracht. Enthalten ist ein Prüfauf-

trag, wie ein sächsisches Sonderkontingent an 
Studienplätzen für das Fach Humanmedizin an 
den Hochschulen im Freistaat Sachsen eingerich-

tet werden kann.  
 
Vorgeschlagen wird die Errichtung von insge-

samt 60 Medizinstudienplätzen für angehende 
Landärzte, verteilt auf drei Studienjahre. Die 
Studenten sollen dauerhaft an Sachsen gebun-
den werden. Dazu soll das Studium mittels Sti-

pendium gefördert werden. Im Gegenzug müs-
sen sich die Studenten vertraglich verpflichten, 
nach ihrer Facharztausbildung hausärztlich in 

ländlich unterversorgten Gebieten tätig zu wer-
den. 
 

1414 L17 Antragsteller: 

CDU-Ortsverband Leipzig-Südost 

 

Füge ein nach „werden können.“: 

 

„Wir werden das Geriatriekonzept weiterentwi-
ckeln.“ 

 
Begründung: 

 

Das sächsische Geriatriekonzept wurde 2010 
vorgelegt, es sollte daher vor der Umsetzung 

aktualisiert werden. 
 

Gemeinsame Behand-

lung mit Antrag L15 

 

 

Annahme 

1439 L18 Antragsteller: 

CDA Sachsen 

 

Füge ein nach „andernorts“: 

 

„Wir setzen uns für eine gesamtgesellschaftliche 
Debatte zur Inklusion von Menschen mit Behin-

derungen ein – sei im schulischen Bereich, im 
Arbeitsleben, in der gesundheitlichen Versor-
gung oder in der Wahrnehmung von Möglichkei-
ten. Es wird ein sächsischer Aktionsplan zur Um-

setzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Wir setzen uns für eine 
gesamtgesellschaftliche 
Debatte zur Inklusion 

von Menschen mit Be-
hinderungen ein. Diese 

Debatte muss in einem 

sächsischen Aktionsplan 

zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskon-
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erarbeitet, der ressortübergreifend ist.“ 
 

Begründung: 

 

Im Wahlprogramm sollte stärker akzentuiert 
werden, dass die Inklusion eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ist, wobei der Schwerpunkt 

nicht allein bei der Schule liegen kann (wenn-
gleich dies ein wichtiges Thema der Inklusion ist). 
Im Fünfter Bericht zur Lage der Menschen mit 

Behinderungen im Freistaat Sachsen, den die 
Staatsregierung am 29. April 2014 verabschiedet 
hat, wird die Erarbeitung eines ressortübergrei-
fenden sächsischen Aktionsplanes zur Umset-

zung der UN-Behindertenrechtskonvention an-
gekündigt. Dieses Anliegen sollte die Sächsische 
Union unterstützen. 

 

vention ihren Nieder-

schlag finden.“ 
 

 

1532 L19 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Bautzen und 

CDU-Verband Region Pulsnitz 

 
Füge Anstrich ein: 

 

 Wir setzen uns für ein gesundes Aufwachsen 
unserer Kinder und Jugendlichen ein. 

 

Begründung: 

 

Im Text in der Zeile 1543 ist diese wichtige Aus-
sage dezidiert aufgeführt. Gesundes Aufwachsen 
muss sowohl im Elternhaus, in den Kindereinrich-

tungen und in der Schule gefördert werden, was 
bei schleichender Veränderung der Essgewohn-
heiten und mangelnder Bewegung eine große 

Herausforderung ist. Damit sie auch als ein ernst 
gemeintes Ziel wahrgenommen wird, muss sie in 
der Zielbeschreibung enthalten sein. 

 

Annahme 

1631 L20 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 

Ändere: 

„Hilfssystem“ 

 
In: 

„Hilfesystem“ 
 

Annahme 
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1744 L21 Antragsteller: 

Antragskommission 

 

Füge ein nach „anzupassen“: 

 

„Vor dem Hintergrund der sozialen Funktion des 

Kleingartenwesens in Deutschland wollen wir 
prüfen, ob eine Regelung in § 7 SächsKAG aufge-
nommen werden kann, wonach die Erhebung 

einer Zweitwohnungssteuer für Gartenlauben in 
Kleingartenanlagen, unabhängig davon, ob diese 
tatsächlich zum Wohnen geeignet sind, ausge-

schlossen wird.“ 

 
Begründung: 

Die Zweitwohnungssteuer ist eine Aufwands-

steuer, mit der eine besondere Leistungsfähig-
keit besteuert werden soll. Folglich steht sie al-

lein deshalb im Widerspruch zum BKleingG und 
kann keine Anwendung für Gartenlauben in 
Kleingartenanlagen nach BKleingG finden. 

Das BKleingG regelt in §5 die Pachtobergrenze. 

Demnach darf höchstens das Vierfache der orts-
üblichen Pacht vom erwerbsmäßigem Obst- und 
Gemüseanbau verlangt werden. 

Mit dieser Pachtzinsbindung wird ermöglicht, 
dass das Kleingartenwesen allen sozialen Schich-

ten der Gesellschaft zugänglich gemacht wird. 
Genau dadurch lässt sich keine besondere Leis-
tungsfähigkeit mit dem Pachten eines Kleingar-
tens im Sinne des BKleingG herleiten. 

Gartenlauben sind bauliche Nebenanlagen, die 
der kleingärtnerischen Nutzung dienen und die-
ser untergeordnet sind. Sie sind Bestandteil, aber 

nicht entscheidend für die Nutzung, da die klein-
gärtnerische Nutzung auch ohne sie ausgeübt 
werden kann. 

Unter diesem Gesichtspunkt wäre, wenn ein sol-
cher Fall überhaupt in Betracht käme, auch nur 

die Grundfläche der Laube (Zweitwohnungssteu-
erfläche), hier kann nicht auf die gesamte Gar-
tenfläche abgestellt werden, heranzuziehen. Legt 

man also bei einer Laube 24 m² zu Grunde und 

Annahme 
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berechnet hieraus die Pacht (0,06 €/m² und 
Jahr), so ergäbe sich eine Jahrespacht von 1,44 
€/Jahr für die gesamte Gartenlaube. 

Eine Zweitwohnungssteuer betrüge bei einem 

Durchschnittssteuersatz von 10 % folglich 0,15 
€. 

Ob eine solche Steuererwartung mit einem sol-
chen Verwaltungsaufwand begründet werden 
kann erscheint fraglich. 

Ob höhere Steuersätze angewendet werden 
können, müsste geklärt werden. Ob die Zweit-
wohnungssteuer gar die eigentliche Pacht über-
steigen dürfte, scheint eher unwahrscheinlich. 

Unabhängig von den Ausführungen ist davon 

auszugehen, dass in Kleingartenanlagen nach 
BKleingG keine Erhebung einer Zweitwohnungs-
steuer, allein aus Gründen fehlender Vorausset-

zungen, begründet werden kann und somit nur 
Verwaltungskosten produziert werden, ohne jeg-
liche begründete Steuererwartung. 

 

1800 L22 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 
Ersetze: 

 

„setzten“ 

 
Durch: 

 

„setzen“ 
 

Annahme 

1816ff. L23 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Leipzig-Stadt 

 

Ersetze: 

 

„Wir müssen in den großen Städten die beschlos-

senen Maßnahmen der Luftreinhaltepläne kon-
sequent umsetzen, um die Stickstoffdioxid- und 
Feinstaubbelastung zu senken und die entspre-
chenden EU-Normen einzuhalten.“ 

 

Annahme 
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Durch: 

 

„Dennoch müssen wir vor allem in den großen 

Städten die beschlossenen Maßnahmen der Luft-
reinhaltepläne auf ihre Wirksamkeit im Einzelnen 
hin untersuchen. Externe Faktoren wie Topogra-

phie, Witterung und Fremdeintrag müssen stär-
kere Berücksichtigung finden und in orts- oder 
regionenübergreifende Maßnahmen münden, um 

die Stickstoffoxid- und Feinstaubbelastung zu 
senken und die entsprechenden EU-Normen ein-
zuhalten.“ 
 

Begründung: 

 
Vor allem die im Zuge der Luftreinhaltepläne 
verordneten Fahrverbote treffen die kleine und 

mittelständische Wirtschaft empfindlich und 
wirken sich nachteilig auf den Tourismus aus. 
Dennoch haben sie kaum oder keinen positiven 

Einfluss auf die Einhaltung der Grenzwerte, da 
sie im regionalen Zusammenhang von externen 
Faktoren überlagert werden. Insofern müssen 

einzelne Maßnahmen der Luftreinhaltepläne ei-
ner Kosten-Nutzen-Überprüfung unterzogen 
werden, um wenig zielführende Instrumente mit 
gravierenden Nebenwirkungen auszuschließen. 

 

1913 L24 Antragsteller: 

CDU-Stadtverband Bautzen 

 

Füge Anstrich ein: 

 

• Stärkung der Mittelstädte zur Stabilisierung 
des ländlichen Raumes 

 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Wir wollen die kleinen 

und mittelgroßen Städte 
zur Stabilisierung des 
ländlichen Raumes stär-

ken. 
 
 

 

1958 L25 Antragsteller: 

CDU-Stadtverband Zwickau 

 

Füge am Absatzende an: 

 

„Zur bedarfsgerechten und bezahlbaren Versor-
gung mit barrierefreiem und barrierearmem 

Wohnraum soll die Einführung einer nachrangi-

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Zur bedarfsgerechten 
und bezahlbaren Versor-

gung mit barrierefreiem 
und barrierearmem 
Wohnraum soll die Ein-
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gen Zuschussförderung über die Richtlinie 
"Mehrgenerationenwohnen" geprüft werden.“ 

 

Begründung: 

 
Gemäß dem Wohnungspolitischen Konzept 2020 
der Staatsregierung besteht der Bedarf der 

Schaffung von jährlich etwa 1500 barrierefreien 
Wohnungen, was ohne Förderung zu einem sehr 
hohen Mietpreis für die Betroffenen führt. 

Bisher gibt es in der Richtlinie Mehrgeneratio-
nenwohnen die Möglichkeit einer Darlehensför-
derung, die jedoch von der Wohnungswirtschaft 
kaum angenommen wird.  

 
Deswegen hat die Regierungskoalition im Bund 
die Einführung einer Zuschussförderung im Pro-

gramm "Altersgerecht Umbauen" der KfW zum 
Ziel erklärt.  
Bisher wurde diese Zielstellung noch nicht um-

gesetzt.  Um den jährlichen Bedarf nach barriere-
freien Wohnraum in Sachsen zu decken, soll eine 
nachrangige Zuschussförderung durch den Frei-
staat geprüft werden, bis der Bund seine ange-

kündigte Förderung zur Verfügung stellt. 
 
Die Verbände der Sächsischen Wohnungswirt-

schaft und die Liga der Wohlfahrtsverbände for-
dern unisono die Einführung einer Zuschussför-
derung, weil eine Umlage der Umbaumaßnah-

men nahezu unmöglich ist. Ohne einen unter-
stützenden Zuschuss würden Investitionen man-
gels Rentabilität unterbleiben und somit eine 
Zielerreichung kaum möglich 

 

führung einer nachrangi-
gen Zuschussförderung 

geprüft werden.“ 
 
 

1974 L26 Antragsteller: 

CDU-Stadtverband Bautzen 

 

Füge neuen Absatz ein: 

 

„Die Sächsische Union setzt sich für die Stärkung 
der Mittelstädte ein. Zur Stabilisierung des länd-
lichen Raumes sind diese als Wirtschafts-, Bil-

dungs- und Arbeitsplatzzentren unabdingbar.“ 
 
Begründung: 

 

Ein relativ dichtes Netz an Mittelstädten (15-60 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Die Sächsische Union 

setzt sich für die Stär-
kung der kleinen und 

mittelgroßen Städte ein. 

Zur Stabilisierung des 
ländlichen Raumes sind 
diese als Wirtschafts-, 

Bildungs- und Arbeits-
platzzentren unabding-
bar.“ 
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TEW) kennzeichnet den ländlichen Raum Sach-
sens. Diese Städte sind in der Regel wichtige Ar-

beitsplatz- und Infrastrukturstandorte. Sie festi-
gen die Versorgungsstrukturen für den ländli-
chen Raum und sichern somit den Zugang der 
Bevölkerung zu den höherwertigen Einrichtun-

gen im Bildungs- und Gesundheitsbereich. 
 

 

 

2503 L27 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Nordsachsen 

 

Füge ein: 

 

„Wir werden weiter in Kindertagesstätten, Schu-
len, Hochschulen, Krankenhäuser und Hochwas-

serschutz investieren.“ 
 
Begründung: 

 

Hochwasserschutz bleibt ein wichtiges Thema, 
deshalb soll er an dieser Stelle nochmals explizit 
Erwähnung finden. 
 

Ablehnung 

 

 

2642f. L28 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 

Ändere: 

 

„Wir setzen uns dafür ein, dass die Verkehrsver-

bünde ein einheitliches Seniorenticket für Sach-
sen anbieten.“ 
 
In: 

 

„Wir setzen uns dafür ein, dass Verkehrsverbün-
de im Freistaat Sachsen einheitliche Tickets für 
Benutzergruppen wie Schüler, Studenten und 

Senioren für Sachsen anbieten.“ 
 
Begründung: 

 

gleiche Chancen für Schüler und Studenten aus 

dem ländlichen Raum 
 
 

 
 
 

Annahme in geänderter 

Fassung: 

 

„Wir setzen uns dafür 
ein, dass Verkehrsver-

bünde im Freistaat Sach-
sen einheitliche Tickets 
für Benutzergruppen wie 

Schüler, Studenten und 
Senioren für ganz Sach-
sen anbieten.“ 
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2646 L29 Antragsteller: 

CDU-Kreisverband Mittelsachsen 

 
Füge ein nach „Studenten“: 

 
„,Kindern, Jugendlichen“ 
 
 

 
Begründung: 

 

in 679 ff steht: Wer als Schüler im ländlichen 

Raum wohnt, hat auch in Zukunft die gleichen 
Bildungschancen… 
 

Annahme 

2660 L30 Antragsteller: 

CDU-Stadtverband Bautzen 

 

Füge ein nach „System“: 

 

„auf der Grundlage des SPNV“ 
 

Ablehnung 
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A1 

 
Antragsteller: 

Junge Union Sachsen & Niederschlesien 

 

Betreff: Digitale Bildung – Digitalisierung als Chance 

für eine zukunftsgewandte Bildungspolitik 

 

Der Landesparteitag möge beschließen: 

 
Die Digitalisierung und das Internet haben unsere Ge-
sellschaft in den vergangenen Jahrzehnten nachhaltig 
verändert. Gleich ob der Austausch über Soziale Netz-

werke, der Einkauf in Online-Shops oder die Recherche 
mit Suchmaschinen: Das Internet ist inzwischen integ-
raler Bestandteil unseres Alltags. So nutzte bereits im 

Jahre 2013 jeder Bürger zwischen 14 und 29 Jahren im 
Schnitt rund vier Stunden am Tag das Internet – Ten-
denz steigend. Vor dem Hintergrund dieser gewachse-

nen gesellschaftlichen wie wirtschaftlichen Bedeutung 
des Internets und den damit einhergehenden Verände-
rungen muss unionsgeführte Politik den Anspruch ha-
ben, diesen Wandel mit zu gestalten. Dies gilt auch 

und im Besonderen für das zukunftsweisende Feld der 
Bildungspolitik. In diesem Zusammenhang begrüßt die 
Junge Union Sachsen & Niederschlesien ausdrücklich 

die im bundesdeutschen Koalitionsvertrag vereinbarte 
Förderung der „Digitalen Bildung“ und fordert eine 
rasche Umsetzung dieser Beschlüsse. Darüber hinaus 

muss für den Freistaat Sachsen ein eigener „Fahrplan 
digitale Bildung“ entwickelt werden. Hierfür bedarf es 
aber zunächst einer breiten und ergebnisoffenen De-
batte, in der umfassend über Chancen und Risiken der 

Digitalisierung der Bildung diskutiert werden kann. 
Erst auf dieser Grundlage kann ein Konzept erstellt 
und später umgesetzt werden. Dagegen warnen wir 

nachdrücklich vor einem überstürzten, unüberlegten 
oder gar aktionistischen Vorgehen nach dem Motto: 
„hier ein neues Schulfach, dort eine Lehrplanreform, da 

eine Aufklärungskampagne“. Eine konzeptionslose 
Digitalisierung überfordert den ohnehin strapazierten 
Lehrkörper und schadet im Ergebnis mehr, als sie hilft. 
Es geht eben nicht darum, alles auf den Kopf zu stellen 

und den Bildungseinrichtungen Verunsicherung stif-
tende Radikalkuren aufzunötigen, sondern mit klarem 
Kompass den Wandel sanft und unter Zuziehung aller 

Beteiligten zu gestalten. Dabei bleibt das Kernanliegen 

Überweisung an den CDU-

Landesvorstand 
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weiterhin klar im Zielfokus: Auch im Zeitalter der Digi-
talisierung dient Bildung in erster Linie der Befähigung 

zum kritischen Gebrauch des eigenen Verstandes, da-
mit jeder Mensch sein Leben in Freiheit und Verant-
wortung führen kann. Abzulehnen ist dagegen ein auf 
Ausbildung verengtes Verständnis, dass eine Digitali-

sierung der Bildung nur deswegen vorantreiben möch-
te, um vermeintliche Wettbewerbsvorteile generieren 
zu können. Gerade die Schule darf und soll sich vorbe-

halten, Bildung im humanistischen Sinne anzustreben. 
 
Gute Bildung hängt von geschulten Lehrkräften ab 

 

Die Digitalisierung eröffnet gerade im Bildungsbereich 
mannigfaltige Chancen. Viele digitale Angebote kön-
nen die pädagogische Didaktik im besten Sinne ergän-

zen, aber keinesfalls ersetzen. Gute Bildung bleibt 
auch weiterhin maßgeblich und zuvorderst ein Ver-
dienst der Lehrkräfte und das Ergebnis deren pädago-
gischer Vermittlungsleistung. Insofern hängt Erfolg 

oder Misserfolg der Digitalisierung der Bildung vor 
allem von einem sinnvollen Einsatz der Medien durch 
die Lehrkräfte ab. Grundvoraussetzung hierfür ist eine 

frühzeitige angemessene Aus- und kontinuierliche 
Weiterbildung der Lehrkräfte. Keinesfalls dürfen diese 
– wie mitunter bei der Einführung der digitalen Tafel 

geschehen – von der neuen Technik überrumpelt wer-
den. Vielmehr ist es wichtig, die Lehrkräfte von Anbe-
ginn in den Prozess der Digitalisierung mit einzubezie-
hen. Dies gilt insbesondere für ältere Lehrkräfte, die 

häufig über weniger Erfahrung im Umgang mit digita-
len Medien verfügen.  
 

Darüber hinaus müssen die Lehrkräfte bereits frühzei-
tig in die (Fort-)Entwicklung neuer pädagogischer und 
didaktischer Konzepte eingebunden werden. Sie erle-
ben und gestalten die tagtägliche Praxis und wissen 

am besten, mit welchen Mitteln und Methoden Inhalte 
vermittelt werden können. Diese Erfahrungen gilt es 
mit den neuesten Erkenntnissen aus der Wissenschaft 

zu verknüpfen. Hierzu mag es bedenkenswert erschei-
nen, entsprechende Lehrstühle in den erziehungswis-
senschaftlichen Fakultäten zu schaffen. Über diese 

könnten beispielsweise auch erste Erfahrungen mit der 
digitalen Tafel zusammengeführt und diese Erkennt-
nisse bei der Beschaffung neuer Tafeln berücksichtigt 
werden. So entstünde ein produktiver Umgang mit 

digitalen Medien in der Bildungspolitik: ohne Aktio-
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nismus, ganzheitlich angegangen, und Schritt für 
Schritt die Bildungsprozesse weiter verbessernd.  

 
Zuletzt sollte an jeder Schule ein technischer An-
sprechpartner für die Lehrkräfte verfügbar sein. Tech-
nisch versierte Lehrer, wie beispielsweise Informatik-

lehrer, können mit dieser vielseitigen Aufgabe nicht 
noch zusätzlich belastet werden.   
 

Digitale Bildung braucht Investitionen in die dafür 

nötige Infrastruktur 

 
Der Prozess der Digitalisierung des Bildungswesens 
wird nicht ohne Investitionen in eine entsprechende 

Infrastruktur auskommen. Diese Infrastruktur ist kein 
Selbstzweck, sondern Voraussetzung für die geforder-
te digitale Bildung.  

 
Zu der notwendigen Technik gehören vor allem freie 
WLAN-Netze, aber nur zu schulischen Zwecken und 

zunächst nur in allen weiterführenden Schulen. Der 
Missbrauch schulischer WLAN-Netze ist im Rahmen 
der rechtlichen und technischen Möglichkeiten auszu-
schließen. Ohne Internet kann schlechterdings die Di-

gitalisierung nicht in die Schulen einziehen. Die Kosten 
für den Ausbau des WLAN dürften sich zudem in Gren-
zen halten, weil inzwischen alle Schulen mit dem In-

ternet verbunden sind und insofern lediglich die ent-
sprechende WLAN-Technik nachgerüstet werden 
muss. Darüber hinaus muss, wie an Universitäten 

längst üblich, die Nutzung von technischen Geräten (z. 
B. Notebooks, Tablets) insoweit erlaubt sein, als ein 
störungsfreier Unterricht hierdurch nicht gefährdet 
wird. 

 
Ferner wird zu prüfen sein, inwiefern es bereits heute 
sinnvoll ist, Schüler flächendeckend mit entsprechen-

der Infrastruktur auszustatten (ggf. unter Wegfall des 
grafischen Taschenrechners) und hieran auszubilden. 
Die Ausstattung von Modellschulen, die wissenschaft-
lich sowohl bei der Konzeption wie auch der Auswer-

tung der Erfahrungen begleitet werden, sollte aber 
auch in Zukunft fortgeführt werden. 
 

Fernab dessen muss die Kostenstruktur im Blick gehal-
ten werden. Einige der technischen Geräte werden sich 
zwar durch entfallenden oder minimierenden Einsatz 

anderer Medien – insbesondere Papier und grafischer 
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Taschenrechner – mittelfristig rechnen. Andere hinge-
gen werden zusätzliches Geld kosten. Dem allgemei-

nen Grundsatz christdemokratischer Haushaltspolitik 
folgend gilt es dabei, die Mittel so effizient wie mög-
lich einzusetzen und Einsparpotenziale weitestgehend 
zu nutzen. Daher muss beispielsweise im Rahmen der 

Gerätebeschaffung ein größtmöglicher Mengenrabatt 
erzielt werden. Bei dem Kauf von Software ist darüber 
hinaus – sofern möglich – die Verwendung von „Open 

Source“- und „Open Content“-Projekten anzuraten. 
Dies eröffnet auch IT-affinen Lehrkräften und Schülern 
die Möglichkeit, angebotsspezifische Anpassungen 

vorzunehmen. 
 
Bildung mit digitalen Medien – Maß und Mitte wah-

ren 

 

Bildung ist auch im Zeitalter digitaler Medien ein ana-
loger Prozess. Er braucht neben motivierten und be-
geisterungsfähigen Lehrern und Schülern vor allem 

Ruhe, Zeit und Konzentration auf das Wesentliche. Mit 
einigem Recht kann man daher auch eine „Entnet-
zung“, also gleichsam das Ausschalten von Nach-
schlagemöglichkeiten und Ablenkversuchen fordern; 

ebenso eine „Entschleunigung“.  Es muss bei digitaler 
Bildung auch darum gehen, die Entscheidung zwischen 
digital und analog, zwischen online und offline zu the-

matisieren. Im kompetenten Umgang mit dieser Ent-
scheidung liegen ein wichtiges Bildungsziel und der 
dadurch verwirklichte Freiheitsgewinn.  

 
Insofern wird eine der Kernherausforderungen der Bil-
dungspolitik der kommenden Jahrzehnte ohne Zweifel 
der sinnvolle Wandel hin zum Einsatz digitaler Medien 

im Unterricht sein. Die digitalen Pendants zu Kreideta-
fel und Polylux weisen gegenüber hergebrachten Me-
dien unbestreitbare Vorteile auf. Gleich ob die dreidi-

mensionale Anzeige in den Naturwissenschaften und 
der Mathematik, die Darstellung von syntaktischen 
Formen und Reimformationen im Deutschunterricht 
oder der Vokabel-, Aussprache- und Grammatiktrainer 

bei der Vermittlung von Fremdsprachen – digitale Me-
dien bieten vielseitige Möglichkeiten, die den Lerner-
folg der Schüler begünstigen können. Selbiges gilt 

auch für viele Angebote des Internets. Daher sollen 
Schüler auch die Verbindung mit dem Internet bei-
spielsweise zu Recherchezwecken und zur Nachberei-

tung nutzen dürfen. Dies darf aber nicht dazu führen, 
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dass Wikipedia & Co. die Nutzung hochwertiger Lexika 
vollständig ersetzen. Das Bildungsziel muss es viel-

mehr sein, die Schüler selbst zur kritischen Beurteilung 
der vielfältigen Informationsquellen des Internets zu 
befähigen und sie für die Fallstricke digitaler Medien 
zu sensibilisieren. 

 
Lehrer sollen – wo das sinnvoll erscheint – Inhalte in 
einen virtuellen Klassenraum hochladen und ihren 

Schülern zur Verfügung stellen können. Das muss ge-
wiss nicht so weit getrieben werden, dass Schüler im 
Unterricht keine Mitschriften mehr anfertigen müssen. 

Auch soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass 
Lehrkräfte den Schülern weiterführende, vertiefen-
dende oder anspruchsvollere Aufgaben zur Verfügung 
stellen oder schwächere Schüler mit Nachhilfeangebo-

ten unterstützen können, etwa indem der Fremdspra-
chenlehrer eine spezielle Vokabeltrainingssequenz für 
einen Schüler oder eine bestimmte Gruppe von Schü-

lern zusammenstellt. Dieses Beispiel verdeutlicht ein-
mal mehr, dass für gelungene digitale Bildung vieles 
zusammenkommen muss: nicht nur Technik, sondern 

auch eine entsprechend kompetente Lehrkraft, nicht 
nur das geeignete Lernprogramm, sondern auch des-
sen passgenaue Anwendung, nicht nur die Gelegenheit 
zum Lernen und zur Nachhilfe, sondern auch deren 

motivierte Nutzung seitens des Schülers. 
 
Darüber hinaus dürfte sich in Zukunft die Frage des 

flächendeckenden Einsatzes von digitalen Medien für 
jeden einzelnen Schüler aufdrängen. Hierbei handelt 
es sich wohl weniger um eine Frage des „Ob“, als um 
Fragen des „Wann“, „Wie“ und „in welchem Umfang“. 

Viele Verlage und Unternehmen stellen bereits heute 
in Zusammenarbeit mit verschiedenen Kultusministe-
rien wegweisende Konzepte zur Verfügung, die es 

auch im Freistaat Sachsen mittelfristig zu nutzen gilt. 
Bei der Nutzung von derartigen Medien im Unterricht 
muss allerdings immer gewährleistet sein, dass die 

Lehrkraft eine vollständige Kontrolle über die damit 
vermittelten Inhalte behält. 
 
Schlussendlich soll noch einmal betont werden, dass 

gerade digitale Medien auch für das völkervertraglich 
gebotene Ziel der inklusiven Beschulung vielfältige 
Potenziale eröffnen. 
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Keine Form ohne Inhalt: Lehrpläne an das Leben ei-

ner digitalisierten Gesellschaft anpassen 

 
Im Zeitalter des ubiquitären Internet und der Digitali-

sierung ist auch der Lehrplan an die neuen Herausfor-
derungen einer digitalisierten Gesellschaft anzupas-
sen. In diesem Rahmen darf es allerdings keinesfalls zu 

einer weiteren schlichten Erweiterung des ohnehin 
überfrachteten Lehrplans kommen. Vielmehr sollten 
die Lehrpläne einer ebenso grundsätzlichen wie auch 

schrittweisen Kritik unterzogen werden und dabei 
durch neue Lehrinhalte ergänzt werden. Hierbei ist vor 
allem an die sachgerechte Vermittlung von Medien-
kompetenz zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu den-

ken. Ebenso wie beim Straßenverkehr müssen Kinder 
und Heranwachsende mit den im Internet lauernden 
Gefahren (z. B. Datenschutz und Datensicherheit, Cy-

bermobbing, Nutzung von Chatrooms, Schutz des ei-
genen Rechners)  vertraut gemacht werden. In diesem 
Zusammenhang kann dem bayerischen Modell des 

„Medienführerscheins“ durchaus ein Vorbildcharakter 
zugesprochen werden.  
 
Darüber hinaus muss auch ein allgemeines Verständnis 

für die Funktionsweise des Internets vermittelt wer-
den. Nur so werden künftige Generationen in die Lage 
versetzt, die vielfältigen gesellschaftlichen und wirt-

schaftlichen Potenziale des Internets zu nutzen. Hierzu 
gehört auch eine weitere Stärkung der MINT-Fächer 
von der frühkindlichen Bildung über die Schulbildung 

bis hin zur weiterführenden Bildung. Hierzu müssen 
auch digitale Medien, ihre Voraussetzungen und Kon-
sequenzen für Alltag, Politik, Wirtschaft und Kultur in 
Gesellschaftskunde und Ethik oder Religion themati-

siert werden. Aufgrund der Bedeutung der Digitalisie-
rung und des Internets erscheint es zudem nur als fol-
gerichtig, in Zukunft auch Spezialprofile für IT-

interessierte Schüler anzubieten. 
 
Digitale Bildung in ein Gesamtkonzept zur Medien-

kompetenz einbetten 

 

Um digitale Medien mit der Leitidee der freiheitsbefä-
higenden Bildung zu verbinden, ist es unerlässlich, die-
se in eine umfassende Strategie zur Befähigung zum 

Umgang mit Medien („Medienkompetenz“) einzubet-
ten. Diese muss fach- und bildungseinrichtungsüber-
greifend zum kritischen Umgang mit Medien aller Art 
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(allen voran Bücher, Zeitung & Zeitschriften, Fernse-
hen, Radio, Informationsangebote im Internet) befähi-

gen – und sicherstellen, dass Medien selbst hilfreiche 
Werkzeuge gelungener Bildungsprozesse werden kön-
nen. In diesem Sinn verstehen sich unsere Forderun-
gen zur digitalen Bildung als ein Baustein umfassender 

Medienkompetenz. Bildung an und mit digitalen Medi-
en muss aber eine Querschnittsaufgabe sein und kann 
nicht etwa nur an den Informatikunterricht delegiert 

werden.  
 
Schulalltag und -organisation mit digitalen Produk-

ten 

 

Die Digitalisierung bietet vielfältige Potenziale, um 
den Schulalltag für Schüler, Eltern und die Lehrkräfte 
zu erleichtern. Diese gilt es in der kommenden Legisla-

turperiode zu nutzen. So müssen beispielsweise flä-
chendeckend an allen Schulen digitale Ausfall- und 
Vertretungspläne angeboten werden, über die Schüler 

und Eltern kurzfristig über einen Unterrichtsausfall 
informiert werden können. Darüber hinaus gilt es, 
sachsenweit den elektronischen Elternbrief einzufüh-
ren. Eine Möglichkeit hierfür wäre das „Elektronische 

Schüler-Informations-System“ (ESIS), bei dem über 
eine Art E-Mail-Verteiler Informationen an Schüler und 
Eltern verbreitet werden. Eine obligatorische Lesebe-

stätigung stellt dabei die tatsächliche Kenntnisnahme 
der Eltern sicher. Die Einführung des ESIS ist für alle 
Beteiligten leicht umzusetzen und erspart lästigen Pa-

pier- und Verwaltungsaufwand. 
 

 
 


